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Neue Asylbewerberunterkunft geplant:  
Aber SPD-Verwaltung verzichtet auf die Beteiligung der 

 betroffenen Bürger und der Kommunalpolitik 

Sachverhalt: 
 
Der SPD-Senat und das Bezirksamt Wandsbek planen die Einrichtung einer Asylbe-
werberunterkunft mit 50 bis 70 Plätzen, in direkter Nachbarschaft zu einer Schule, einer 
Kita und sehr dicht besiedeltem Wohngebiet. Die Unterkunft soll in einem leer stehen-
den Gebäude am Ende der Flughafenstraße entstehen – dieser Teil der Straße 
liegt wenige Meter hinter der Bezirksgrenze, im Stadtteil Hummelsbüttel und damit nicht 
mehr im Bezirk Hamburg-Nord sondern im Bezirk Wandsbek. Grund genug für die  
SPD-Verwaltung, die Kommunalpolitiker im direkten angrenzenden Bezirk Hamburg-
Nord außen vor zu lassen. 
Anlass für den Ausbau sind steigende Flüchtlingszahlen und Schätzungen, dass bis zu 
500 zusätzliche Unterkunftsplätze benötigt werden. Die Bezirke haben daraufhin Stand-
ortvorschläge mit 1347 Plätzen unterbreitet. Deutlich mehr als erforderlich. Demnach 
würde auf den Bezirk Hamburg-Nord mit 260 Plätzen das zweitgrößte Kontingent (nach 
Bergedorf mit 362 Plätzen) entfallen. Da die geplante Unterkunft in der Flughafenstraße 
direkt an den Bezirk Hamburg-Nord angrenzt, können diese 70 Plätze realistisch be-
trachtet auch dem Kontingent an Unterkunftsplätzen in Hamburg-Nord zugerechnet 
werden. 
 
 
Dazu Tobias Lücke, Bezirksabgeordneter:  
 
„Natürlich müssen bei steigenden Flüchtlingszahlen die Plätze für eine angemessene 
Unterkunft ausgebaut werden – daran müssen sich alle Bezirke beteiligen. Aber bitte 
mit, einer frühzeitigen und transparenten Beteiligung von Bürgern und Kommunalpolitik. 
Das, was die SPD-Verwaltung hier macht, geht gar nicht! Es kann nicht sein, dass nur, 
weil ein Gebäude 20 Meter hinter einer Bezirksgrenze liegt, die betroffenen Anwohner 
und die Kommunalpolitik im Nachbarbezirk ignoriert werden! Ich werde dieses Thema 
daher auf die Tagesordnung im zuständigen Regionalausschuss bringen.“ 

 

Hamburg, den 14.11.2011 
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